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Proaktives unternehmerisches Handeln

Unverzichtbarer Beitrag zum praventiven Stoffstrommanagement*

Zusammenfassung

Der Beitrag stellt innovative Instrumente vor, die geeignet sind, das Eigeninteresse der Unternehmen
an Uberobligatorischen Umweltschutzaktivitdéten zu stimulieren. Diese sog. proaktiven Strategien
(unten II.) werden auf der Grundlage einer breit angelegten internationalen Recherche erlgutert und
im Hinblick auf ihre Wirksamkeit bewertet (lIl.). Die daraus abgeleiteten Schluf3¢folgerungen lassen sich
zum Teil in "Eigenregie™ der Unternehmen umsetzen, zum Teil jedoch sind verédnderte gesetzliche
Rahmenbedingungen erforderlich (IV.): Die Unternehmen benétigen einerseits Freirdume zur
Entwicklung von Innovationen, andererseits muld der Staat klare Handlungsimpulse setzen. Von
zentraler Bedeutung sind dabei die Transparenz der Umweltwirkungen sowie die Kooperation mit den
Anspruchsgruppen.

l. Einleitung

Wenn es darum geht, Ressourcenverbrauch und stoffbedingte Umweltbelastung auf ein Mal} zu
reduzieren, das als nachhaltig umweltvertragliche Wirtschaftsweise bezeichnet werden kann, mufR
dieses Ziel in den ™Innovationsmotor” der Industrie ‘implantiert” werden. Denn die dazu
notwendigen Umstrukturierungsprozesse treffen das ""Herz' unternehmerischer Entscheidungen: die
Auswahl und Gestaltung der Produkte sowie Auswahl und Gestaltung des Herstellungsverfahrens.
Diese Entscheidungsprozesse liegen zwar in den Handen der Unternehmen, fallen jedoch unter
bestimmten - von der Gesellschaft gesetzten und damit verdnderbaren - Rahmenbedingungen; wozu
okonomische und juristische Determinanten ebenso z&hlen wie gesellschaftliche Wertvorstellungen.

Anders als nachsorgender Umweltschutz, der sich zumeist auf die Verlagerung der Probleme von
einem Medium in ein anderes beschrankt, 1a/3t sich die Umorientierung des Wirtschaftens in Richtung
auf Nachhaltigkeit nicht "'auf dem Verordnungswege' hoheitlich anordnen. Eine Stoffstromsteuerung,
die Ernst machen will mit der Verwirklichung praventiver Zielsetzungen, bedarf daher Regularien und
Instrumente, die den ProzeR der Entscheidungsfindung in den Unternehmen nicht zugunsten einer
Sichtweise als "black box', die Schadstoffe ausstoflt, ausklammert. Vielmehr gilt es, die
unternehmerischen Zukunftsentscheidungen - sei es direkt, sei es indirekt - zu beeinflussen.
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Il.  Prazisierung des Begriffs "proaktive Strategien"

Der Begriff ""proaktive Strategien"El weist bislang keine festen Konturen auf. Im Mittelpunkt der im
folgenden zugrundgelegten Begriffsbestimmung steht die Entscheidungsfindung in Unternehmen:ﬂ

Unter proaktivem Verhalten eines Unternehmens sind MaRnahmen und Programme zu
verstehen, die einer Verringerung der Umweltbelastung beitragen, ohne dal} dieses Verhalten
direkt gesetzlich vorgeschrieben ist.

Derartige unternehmerische Aktivitaten entfalten sich nicht im luftleeren Raum, sondern werden durch
die gesellschaftlichen und 6konomischen Rahmenbedingungen bestimmt. Allgemein gesagt wird es
darauf ankommen, einerseits hinreichend deutliche Steuerungssignale zu setzen, andererseits aber
gentigend Freirdume fUr innovatives VerhaltenEloffen zu halten.

Ein  offensives  Umweltmanagement, welches zu  tatsachlichen  Anderungen  des
Unternehmensverhaltens fuhrt, kann sich nur dann als dauerhaft tragféahig erweisen, wenn dieses
Vorgehen nicht nur ethisch, sondern auch 6konomisch vorteilhaft ist. Zwar gibt es durchaus Félle, in
denen sich progressives Umweltverhalten "'rechnet™; jenseits dieses Bereiches - der fiir sich genommen
keinesfalls ausreicht, um den KurswechselEl zu einer nachhaltig vertraglichen Wirtschaftsweise zu
bewerkstelligen - besteht jedoch die Gefahr, da3 proaktive Unternehmen von Konkurrenten mit aus
Umweltsicht "ricksichtsloserem™ Verhalten aus dem Markt verdrangt werden. Dementsprechend
tragt der Staat die Verantwortung dafir, die Rahmenbedingungen zu setzen, dal? *“proaktives'
Verhalten zun&chst einmal ermdglicht und dartiber hinaus so weit als moglich gefordert wird.

lll.  Proaktive Ansatze im internationalen Vergleich

Im folgenden werden aus der internationalen Diskussion innovative proaktive Ansétze vorgestellt.ﬂ
Aus 6konomischer Sicht sind die Bedingungen der Vermarktung der angebotenen Produkte und
Dienstleistungen eine, wenn nicht die entscheidende Triebfeder unternehmerischen Handelns (unten

I Vgl. dozu bereits Filgraff, Georges/Reiche, Jochen, Proaktiver Umweltschutz, in:
Schenkel/Storm, Umwelt, Politik, Technik, Recht, Berlin 1990, S. 103 ff.

2 Ausgeklammert bleiben daher Verhaltensweisen der 6ffentlichen Hand, die - etwa im Rahmen
des Beschaffungswesens, bei BaumaBnahmen etfc. - in eine dhnliche Richtung weisen kénnen;
siehe dazu Gebers, B./FUhr, M., Ecological Behaviour of Public Bodies in Denmark, Germany
and The Netherlands, Freiburg 1992.

3 Siehe dazu Schneidewind, Uwe: Okologie und Wettbewerbsfahigkeit - Freirdume fir eine
nachhaltige Chemiepolitik nutzen, Diskussionspapier des Instituts for Wirtschaft und Okologie
der Hochschule St. Gallen (ISO-HSG), Nr. 11, St. Gallen 1993.

4 So auch der Titel des Buches von Stephan Schmidheiny, Sprecher des Business Council for
Sustainble Development (MUnchen 1992).

> Siehe dazu ausfUhrlich, FUhr, M./Gebers, B./Roller, G./Bizer, K., Ansétze fUr proaktive Strategien
zur Vermeidung von Umweltbelastungen im internationalen Vergleich, in: Enquéte-Kommission
"Schutz des Menschen und der Umwelt" (Hrsg.), Grundlagen des Stoffstrommanagements, Bonn
1994 (Economica Verlag, i.E.).
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A.)). Um eine Ausrichtung an Umweltkriterien zu ermdoglichen, bedarf es der Ermittlung und
Bewertung  produktbezogener  Umweltwirkungen  (B.) sowie der  Vermittlung  von
Umweltinformationen an die Anspruchsgruppen (C.). Proaktive Strategien kénnen sich in besonders
effektiver Form im Rahmen von Kooperationslésungen entfalten (D.). GrofRe Bedeutung kommt
schlieBlich der Setzung von O6konomischen Rahmenbedingungen zu (E.). Erganzend koénnen
Haftungsregelungen zur Verstarkung proaktiver Ansatze beitragen (F.). Eine Schllsselrolle kommt
schlieBlich dem Umweltmanagement und der umweltorientierten Unternehmensfihrung zu (unten
G.).

A. Bedingungen der Vermarktung

Als Schnittstelle zwischen Unternehmensstrategie und den Anspruchsgruppen kommt dem Marketing
unter Beriicksichtigung von Umweltanforderungen ("*Oko-Marketing™) eine entscheidende Rolle zu.
Dabei steht auBer Frage, daR eine solche Strategie jederzeit durch Fakten nachweisbar und
nachpriifbar sein muB; rein plakative "Okokampagnen" werden gerade auf den auRerordentlich
sensiblen Markten fir umweltorientierte Produkte nicht zu einem dauerhaften Erfolg fuhren.
Stattdessen sind langfristig angelegte Konzepte, die auf einer allgemein anerkannten Ermittlung und
Bewertung der Umweltwirkungen beruhen, erforderlich.E|

Im Rahmen der Produktvermarktung und des Dienstleistungsangebotes erdffnen sich verschiedene
Anséatze fur proaktives Handeln. Als mdgliche Akteure zu nennen sind hier neben den Herstellern und
den Verbrauchern vor allem der Handel.

Handelsunternehmen koénnen, wie die Beispiele der Schweizer Migros oder neuerdings der
Versandunternehmen Neckermann und Otto zeigen, durch eine 0Okologisch ausgerichtete
Sortimentspolitik einen sehr wirkungsvollen Beitrag zur Durchsetzung von 6kologisch innovativen
Produkten und zur Verdrangung von umweltschadlichen Produkten leisten. Voraussetzung dafir ist
allerdings, eine dem proaktiven Vorgehen "angemessene® Antwort der Verbraucher. Dies wiederum
setzt ein Bewuftsein der Verbraucher voraus, das proaktives Vorgehen honoriert|Z| Hieran kann
vergleichenden Werbung mit Umweltkriterien (unten 1.) sowie Produktinformation durch
Umweltzeichen (2.) ebenso mitwirken wie verlangerte gesetzliche Garaniezeiten fur Gebrauchsguter

(3.).

6 Bezogen auf einzelne Produkte oder Produktgruppen kommt der vergleichenden Bilanzierung
der Umweltwirkungen eine Schlusselrolle zu; siehe dazu unter Il B.

7 Einen wichtigen Beitrag fur die Herausbildung der Werthaltung - auf Seiten der Unternehmen
wie der Verbraucher - kbnnen nationaler oder internationale umweltbezogene Zielvorgaben
leisten; siehe dazu das Beispiel des niederl@ndischen Nationaal Milieubeleidsplan (NMP) 1989;
dazu ausfUhrlich Drupsten, DVBIL. 1990, 189 (191 ff.) sowie die kritische Wurdigung bei
Glasbergen/Dieperink, Milieu en Recht 1989, 298 ff.
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1. Vergleichende Werbung

Die Werbung mit Umwelteigenschaften kann den Absatz umweltfreundlicher Produkte férdern und
bietet somit einen verstarkten Anreiz zur Herstellung solcher Produkte. Es empfiehlt sich daher, das
Verbot der vergleichenden Werbung mit Umwelteigenschaften zu lockern.

Zwar hat das Instrument eine nur begrenzte und mittelbare Wirkung. Einer gesetzlichen Anderung
durften aber kaum ernsthafte Hindernisse im Wege stehen, da sie sowohl im Interesse der
Unternehmen als auch der Verbraucher Iiegt. Zu dem gewinschten Ziel einer stofffluBbewuliteren
Wirtschaftsweise kann vergleichende Werbung aber nur dann beitragen, wenn sichergestellt wird, daf’
die beworbenen Produkte tatsachlich umweltvertraglicher sind als diejenigen der Konkurrenten.
Deshalb sollte gesetzlich festgeschrieben werden, dal die Angaben objektiv Uberprifbar und wahr
sein mussen. AuBerdem darf sich die umweltbezogene Werbung nur auf *"wesentliche Eigenschaften™
des beworbenen Produktes beziehen.

2. Umwveltzeichen

Auch Umweltzeichen fur relativ umweltfreundliche Produkte kénnen einen Anreiz zu proaktivem
Verhalten bieten, denn die Hersteller versprechen sich Wettbewerbsvorteile gegentiber anderen, nicht
ausgezeichneten Produkten. Eine wichtige Voraussetzung des Erfolgs eines Zeichenprogrammes ist die
Akzeptanz des Zeichens beim Verbraucher. Deshalb kommt auch der Qualititdt der Vergabekriterien
und dem Vergabeverfahren besondere Bedeutung zu. Das deutsche und das kanadische
Vergabemodell tragt dem weitgehend RechnungElIn der Praxis erweist sich jedoch die Teilnahme von
Vertretern der Verbraucherschutz- und Umweltschutzorganisationen als schwierig. Fir diese
Organisationen ist es regelmdRig ein Problem, Vertreter in die Beteiligungs- und
Entscheidungsgremien zu entsenden. Dadurch entsteht ein  Ungleichgewicht in der
Interessenvertretung zwischen der Industrie einerseits und den Verbraucher- und Umweltverbanden
andererseits. Diesem MiRstand kdnnte durch eine gesetzliche Regelung, die eine angemessene
VergUtung fir derartige Tatigkeiten vorsieht, zumindest teilweise abgeholfen werden. Die Kosten
koénnten aus den Beitragen fir die Verwendung des Zeichens gedeckt werden.

Die Grenzen umweltbezogener Kennzeichnung liegen dort, wo die von bestimmten Stoffen
ausgehenden Gefahrdungen ein Verbot dieser Stoffe indizieren. In diesen Falle kann es
kontraproduktiv sein, lediglich Produkte, die eine geringere Schadigungseignung aufweisen, mit dem
Umweltzeichen zu versehen.

8  Zudem durfte durch eine Anderung der EG-Richtlinie zur vergleichenden Werbung (vgl.
KOM(91) 147, Abl. C 337 v. 21.12.1992, S. 137) eine Anpassung des bundesdeutschen Rechts
ohnehin erforderlich werden.

?  Siehe Roller, Der "Blaue Engel' und die "Europdische Blume", EUZW 1992, S. 499 (503); Walker, Le
label écologique au Canada, in: Jadot/de Sadeleer: Le Label écologique et le droit, Brissel
1992, S.19.
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Eine offenkundige Schwache der Umweltzeichen ist generell ihr geringer Informationswert. Der
Konsument erhélt keine genauen Angabe Uber die Auswirkungen des Produkts, sondern nur die
allgemeine Aussage: '‘relativ . umweltfreundlich™. Die Bewertungskriterien sind fr normale Kunden
praktisch nicht zugéanglich. Fir bestimmte Produkte sollte deshalb erwogen werden,
Produktinformationen beizufiigen. Diese sollten in Ubersichtlicher Form und nach einheitlichen
Vorgaben erstellt werden, um den Verbrauchern rasch einen Vergleich der Umweltwirkungen zu
ermoglichen.

3. Gesetzliche Garantiezeiten

Da das okonomische Interesse der Marktanbieter in der Regel dahin geht, die Lebensdauer von
Produkten zu verkirzen, um wiederum Neuwaren absetzen zu kénnen, sollten auf gesetzlichem Wege
zwingende Garantiezeiten vorgesehen werden. Innerhalb dieses Zeitraumes mufd der Hersteller
auftretende Méangel auf eigene Kosten beheben.

Damit tritt eine Risikoverlagerung ein, die bewirkt, dal? derjenige, der die Produktgestaltung und
Materialauswahl bestimmen kann, Aspekte der Langlebigkeit gebUhrend berlcksichtigt. Es besteht
daher ein Anreiz, hochqualitative und reparaturfreundliche Produkte zu entwickeln und auf den Markt
zu bringen. Im Ergebnis stiinde eine verursachergerechte und marktkonforme Ergadnzung der
Ricknahmepflicht der Produkte zur Verfligung.

Die Einfihrung gesetzlicher Garantiefristen vereint verschiedene Zielsetzungen:

- Sie leistet einen erheblichen Beitrag zur Verringerung des Stoffdurchsatzes und der
Abfallvermeidung.

- Sie entwickelt eine Anreizwirkung auf Seiten der Anbieter, Entwicklungschancen in Richtung auf
langlebige Produkte zu nutzen.

- Die Marktchancen hochqualitativer Produkte werden deutlich verbessert.

- Es werden Arbeitsplatze im Dienstleistungsbereich geschaffen; diese zudem in den Regionen, in
denen die Guter genutzt werden.

- Die Regelung ist marktkonform und dirfte auch nicht mit EG-Recht in Konflikt geraten.

Gesetzliche Garantiezeiten sollten - wegen der notwendigen Entwicklungsarbeiten einerseits sowie
aufgrund des damit verbundenen Strukturwandels andererseits - nicht von heute auf morgen wirksam
werden, sondern erst nach einer Ubergangsfrist, die bei drei oder fiinf Jahren liegen konnte. Die Dauer
der Garantiezeiten sollte zudem stufenweise verlangert werden.

Entscheidet sich die Politik zu einem derartigen Vorgehen, kénnen die Anbieter bereits heute die
verdnderten Rahmenbedingungen in Rechnung stellen. Sie sind damit in der Lage, ihre Forschungs-
und Entwicklungsanstrengungen auf dieses Ziel auszurichten. In welcher Weise sie den Anforderungen
gerecht werden, bleibt dem Innovationspotential der Unternehmen tberlassen.
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B. Ermittlung und Bewertung produktbezogener Umweltwirkungen

Will ein Unternehmen seine Entscheidungsfindung an Umweltkriterien ausrichten, bedarf es der
Ermittlung und Bewertung der Umweltwirkungen. Voraussetzung dafir ist eine betriebsinterne
Umweltrechnungslegung (unten 1.). Darauf aufbauend kdnnen betriebliche Umweltbilanzen und
Produkt-Okobilanzen angefertigt werden (2.). Auch auf (berbetrieblicher Ebene kénnen Produkt-
Okobilanzen und Produktlinienanalysen zur Entscheidungsfindung eingesetzt werden (3.).

1. Betriebliche Umweltrechnungslegung

Bei der betrieblichen Umweltrechnungslegung ist unterscheiden zwischen der internen Ermittlung und
Auswertung einerseits sowie der Weitergabe von Informationen an Externe@ andererseits. Die
Bedeutung beider Elemente fur proaktives Vorgehen unterstreicht Ciba-Geigy AG in ihrem Konzern-
Umweltbericht (1993, S. 16):

""Der Wunsch nach einer Umweltberichterstattung wurde urspriinglich seitens der Offentlichkeit
geduRert. Als wir dann begannen, diesem Wunsch zu entsprechen, wurde uns der gleichzeitige
groRe Nutzen fiir unsere eigene Geschéftstatigkeit bewult. Wir erhalten so einen Uberblick tiber
unsere Erfolge, Unzulanglichkeiten und Wissensliicken. Dies ist auch ein gutes Beispiel dafir,
wie Nachfragen von auf3en eine positive Entwicklung sowohl fiir die Umwelt als auch fur die
Industrie einleiten kénnen."*

Notwendig ist die Einrichtung eines internen Umweltberichtsystems, welches Bestandteil des

Umweltmanagementinstrumentariums sein sollte. Dazu noch einmal die Ciba-Geigy AG:
""SEEP (Safety, Energy and Environmental Protection Reporting) hat sich zu einem wichtigen
Fahrungsinstrument entwickelt, das die Audits und Schulungen ergénzt sowie sinnvolle
Zielvorgaben ermdglicht. SEEP erlaubt uns, Sicherheit, Energieverbrauch und Umweltschutz auf
Konzernebene und auf lokalem Niveau zu messen. So entsteht eine Basis, anhand derer
Prioritaten und werksspezifische Ziele bestimmt und Erfolge gemessen werden kdnnen. Wir sind
Uberzeugt, daR konkrete werksspezifische Vorgaben besser greifen als ein allgemeines
konzernweites  Ziel. Nur so konnen Prioritdten  zugunsten der dringendsten

UmweltschutzmaBhahmen gesetzt oder mit einer Investition der gréRte Nutzen fir die Umwelt
erzielt werden."

Nur wenn die Unternehmen sich bewuft sind, dal in ihrem Bereich Mdglichkeiten zur Verringerung
des Einsatzes von Stoffen und schadlichen Stofffreisetzungen bestehen, koénnen von ihnen
entsprechende Handlungen erwartet werden. Zu empfehlen sind folgende, aufeinander aufbauende
Instrumente:

- Die gesetzliche Verpflichtung, fir jede Anlage einen Bericht Uber den Einsatz und die
Freisetzung von Stoffen abzugeben, zwingt die Unternehmen sich mit ihrem Stoffdurchsatz zu
befassen.

10 Siehe dazu auch unten C.
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- Die gesetzliche Verpflichtung, fur jede Anlage Reduktionsmoglichkeiten aus technischer und
okonomischer Sicht zu durchleuchten, liefert Erkenntnisse, die zur Einsparung ein Konzept zur
Verringerung von Rohstoffen oder zur Verringerung von Reststoffen flhren.

Im Hinblick auf die Erstellung und Umsetzung von Reduktionsplanen ist zu prifen, wie diese mit den
Anforderungen der EG-Verordnung zu UmweltmanagementsystemenElin Einklang zu bringen wéren.

2. Produkt-Okobilanzen und Produktlinienanalysen

Aufbauend auf den so gewonnenen Informationen und erganzt um Angaben aus vorgelagerten oder
nachgeschalteten Prozessen kénnen dann produktbezogene Okobilanzen bzw. Produktlinienanalysen
angefertigt werden. Diese erlauben einen Vergleich von Produkten, Verfahren und Systemen. Zudem
koénnen entlang der Produktlinien Optimierungsmaoglichkeiten aufgezeigt werden.

Im Rahmen der Neuentwicklung von Produkten konnen Produkt-Okobilanzen als zentrales
Planungsinstrument eingesetzt werden. Bei der Entscheidungsfindung in Handelsunternehmen, etwa
im Rahmen von Uberlegungen zur Sortimentsumstellung, kénnen vergleichende Bilanzierungen der
Umweltwirkungen ebenfalls zum Tragen kommen.

Auf (berbetrieblicher Ebene koénnen Produkt-Okobilanzen und Produktlinienanalysen ebenfalls
eingesetzt werden. Beim Vergleich verschiedener Produktlinien kénnen Alternativiosungen aufgezeigt
werden, die in volkswirtschaftlicher Betrachtung sinnvoll sind.

Uberbetriebliche Produkt-Okobilanzen und Produktlinienanalysen konnen bei der Diskussion
gesetzlicher Rahmenbedingungen herangezogen werden und sind geeignet, eine umweltpolitische
Konsensfindung zu ermdglichen.

3. Weiteres Vorgehen

Betriebliche Umweltinformationssysteme sind zum Teil bereits jetzt Grundlage flr die Zuordnung von
"Umweltkosten™ zu einzelnen Unternehmensteilen bzw. Produktionseinheiten. Unternehmensintern
konnte - etwa in Vorwegnahme zukinftiger Steigerungen der Entsorgungskosten - die Zuordnung
dieser Kosten hdher angesetzt werden, als dies der gegenwartigen Zurechnung externer Kosten
entspricht. Damit wirde im Vorgriff auf u.U. zu erwartende Internalisierungen externer Kosten
betriebsintern ein Innovationsanreiz geschaffen, der dem Unternehmen zu einem spéateren Zeitpunkt
einen Wettbewerbsvorteil gegentiber den Konkurrenten verschaffen wUrde.El

Als ein weiterer Schritt zur Etablierung der umweltorientierten Produktbewertung ist zunéchst die
Vereinheitlichung der Ermittlungs- und Bewertungsmethoden zu nennen. Dies kann durch die
Schaffung institutioneller Voraussetzungen fir Produktbewertung und Kennzeichnung geférdert

11 Siehe dazu unten G.

12 Ob und in wieweit derartige Ansatze betriebswirtschaftlich tragféhig sind und fir welche
Anwendungsgebiete sie geeignet erscheinen, bedurfte weiterer Untersuchungen.
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werden. Eine derartige Einrichtung kénnte in Anlehnung an die Entscheidungsstruktur im Rahmen des
deutschen Umweltzeichens entwickelt werden. Allerdings ist zur Verwirklichung argumentativer
"Waffengleichheit" und damit zugleich zur Gewahrleistung einer gemeinwohlorientierten
Entscheidungsfindung dafiir Sorge zu tragen, dafd die Vertreter von Gemeinwohlinteressen fir ihre
Tatigkeit eine angemessene Vergutung erhalten. Die Finanzierung kdnnte tber die Lizenzgebuhren fur
die Nutzung von amtlichen Umweltzeichen gewahrleistet werden.E’]

Um die Ermittlung der Umweltwirkungen sicherzustellen, ist weiterhin eine Offenlegungspflicht der
Hersteller bzw. Importeure Uber die Zusammensetzung ihrer Produkte zu fordern. Da es sich hierbei
um eine Grundvoraussetzung der Ermittlung von Umweltwirkungen handelt, sollte diese Pflicht - unter
Beriicksichtigung der methodischen Arbeiten im Rahmen der Verbands- und Normungsgremien -
gesetzlich verankert werden.

C. Externe Umweltinformation

Die Bereitstellung von Umweltinformationen wurde von Helmut Weidner - vor dem Hintergrund der
Erfahrungen in Japan - als der ""Konigsweg des Umweltschutzes™ bezeichnet. Neben den soeben
diskutierten, teilweise Dbetriebsinternen Elementen, kommt der Transparenz gegenuber der
Offentlichkeit, mit allen darin vertretenen Akteuren und Anspruchsgruppen, zentrale Bedeutung zu.

1. Zielsetzung und Bedeutung

Die problembezogene, vorausschauende Erhebung von Daten, ergdnzt um eine aktuelle,
kontinuierliche, objektive und verstéandliche Berichterstattung, sind grundlegende Voraussetzungen fur
zielgerichtete umweltpolitische Malinahmen. Eine derartige Informationsgewinnung bedarf klarer
Vorgaben und einer strukturierten Informationsverarbeitung und -aufbereitung.

Wenn die Verbraucher umweltbezogene Leistungen anerkennen und darauf aufbauende
Verhaltensentscheidungen treffen sollen, brauchen sie entsprechende Informationsgrundlagen. Diese
mufd den Verbraucher erreichen, d.h. sie mufR einerseits von einer Stelle vermittelt werden, die das
Vertrauen der Verbraucher genie3t, andererseits muf}, soweit eine vergleichende Bewertung
vorgenommen wurde, diese in nachvollziebarer Weise belegt werden kdnnen. Nur der Verbraucher,
der den Informationen, tber die er verflgt, auch Verlallichkeit beimif3t, wird sein Verhalten so dndern,
daR sich dies in Leistungsanreizen fur Anbieter mit guten Umweltleistungen niederschlagt.

Die gesellschaftliche Informationsvermittlung darf jedoch nicht auf *Einzeldaten' beschrankt sein.
Vielmehr kommt es auch darauf an, durch die Herstellung von lokalen, regionalen und globalen
Zusammenhangen sowie von Ursache-Wirkungs-Ketten ein Bewuftsein fir die Auswirkungen des
eigenen Verhaltens zu schaffen bzw. zu vertiefen.

13 Siehe dazu bereits oben den Vorschlag im Rahmen des Umweltzeichens, oben A 2.
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Die Umweltberichterstattung muf3 darUber hinaus aber auch Perspektiven vermitteln. Daher ist es
wichtig, auch und gerade Uber Erfolge, auf lokaler, regionaler, nationaler oder Ubernationaler Ebene,
zu berichten. Dies muB3 auch die Méglichkeit einschlieRen, einzelne Unternehmen mit Vorbildcharakter
in besonderer Weise hervorzuheben; genauso wie umgekehrt negative Beispiele beim Namen zu
nennen sind.[4]

2. Stoffbezogene Mitteilungspflichten

Die Umweltberichterstattung von Unternehmen sollte einer Normierung unterzogen werden.lr_5|
Hiermit soll zum einen das Ziel der Vergleichbarkeit und der Sicherung der Aussagekraft der Daten
verfolgt werden; zum anderen kann damit erreicht werden, daR die Daten der Umweltberichte als
Grundmodule bei der Erstellung von Oko-Audits und Okobilanzen dienen kénnen.

Fir die externe Kommunikation mit der Offentlichkeit empfiehlt es sich, eine Mitteilungspflicht geman
dem amerikanischen Toxic Release Inventory (TRI) zu schaffen. Dieses hat in mehrfacher Hinsicht
positive Effekte gezeigt:

- Die Unternehmen erhalten Transparenz Gber von ihnen freigesetzte und transferierte Stoffe.

- Durch die Publizitat werden Anreize gegeben, die Ergebnisse in Bezug auf die Verwirklichung
von Reduktionspotentialen zu verbessern.

- Die Daten des TRI kénnen zur Erfolgskontrolle anderer politischer Malinahmen genutzt werden.

Trotz des positiven Ansatzes weist das Konzept noch Schwachen auf. Das TRI operiert mit absoluten
Mengen fir Freisetzung und Transfer. Die Bewertung trifft auf Schwierigkeiten, weil kein Bezug zur
Gr6Re der Anlage und zu den produzierten Gutern hergestellt Wird.El

Sinnvoll erscheint es daher, zunéchst die Erstellung von Berichten mit Output-Daten entsprechend
dem Toxic Release Inventory zu fordern. AnschlieBend kdnnte dann die Verpflichtung zur Aufstellung

14 Soweit gesetzliche Regelungen eine derartige Verbraucheraufkldrung durch éffentliche Stellen

be- oder verhindern, sollte eine Novellierung in die Wege geleitet werden.

15 Dies gilt auch fur die Angaben, in der Umwelterkldrung im Rahmen der EG-Verordnung Uber
Umweltmanagementsysteme und Oko-Audit zu machen sind.

16 Der US-Bundestaat Massachusetts hat die Berichtspflichten des TRI um Input-Daten ergdnzt

(siehe dazu Massachusefts Toxics Use Reduction Institute (Rossi/Geiser), Toxic Chemical
Management in Massachusetts, Lowell 1993). Jahrlich muB seit 1991/1992 ein Bericht Uber die
verwendeten toxischen Stoffe abgegeben werden. Die Unternehmen muUssen
Stoffstrombilanzen vorlegen. Damit wird den erwdhnten Schwdéchen des TRI Rechnung
getragen.
Um einen Erfolgsindikator fUr VermeidungsmaBnahmen zu erhalten, wird vom Toxic Use
Reduction Act in Massachusetts auch die Pflicht Erstellung eines "Byproduct Reduction Index"
begrindet. Der Index soll fransparent machen, wie sich das Verhdlinis der Menge von
Produkten zu den anfallenden Reststoffen verdndert. Es bleibt abzuwarten, ob sich der
"Byproduct Reduction Index" als ein geeigneter Erfolgsindikator erweist.



FOhr Proaktives unternehmerisches Handeln

von Stoffstrombilanzen eingeflhrt werden.ﬁ Im Ergebnis wirde damit ein aussagekraftiges
""Stoffstromregister’ zur Verfigung stehen.

D. Kooperationen

Durch Kooperationen lassen sich Lésungen verwirklichen, die ein abgestimmtes Vorgehen der Akteure
ermoglichen und dabei deren spezifische Starken ausnutzen. Im folgenden werden verschiedene
internationale Erfahrungen vorgestellt.

1. Kooperationen auf Firmenebene ("Green Star")

Im Rahmen des Programms "'Griuner Stern™ (**Green Star™) arbeiten US-amerikanische Firmen auf der
Grundlage eines ""Memorandum of Understanding™ (MOU) direkt mit der Environmental Protection
Agency (EPA) zusammen. Ziel des Programms ist es, Innovationsbarrieren durch gezielte
Hilfestellungen zu Uberwinden und dabei zugleich - durch Effizienzgewinn - Umweltentlastungen zu
erzielen.

Das Programm begann mit einer Initiative zur Raumbeleuchtung (“'Green Lights') und wird
mittlerweile auch bei Computern praktiziert (*'Green Star").@ Geplant ist eine Ubertragung auf
Raumklimatisierung (**Green Building*'-Programm).

Die Zahl der Firmen, die sich an dem Green Lights-Programm beteiligen, stieg rasch an.E’l Im Februar
1992 berichteten die ersten 40 Unternehmen Uber die bis dahin erreichten Erfolge.@ Die
Einsparerfolge bei der Raumbeleuchtung sollen nach Angaben der EPA mittlerweile einen solchen
Umfang haben, daR sie ausreichen, um sieben Atomkraftwerke zu ersetzen oder die Staaten New
Hampshire und Vermont vollstdndig mit Strom zu versorgen.

2. Hersteller/Nutzer-Kooperation (""Design-for-the-Environment")

Ziel Hersteller/Nutzer-Kooperation ist es, zwischen Hersteller und gewerblichen Nutzern einen
Kommunikationsprozel3 in Gang zu setzen, der darauf gerichtet ist, fir konkrete Anwendungsfelder

17" Da die Zielsetzung nicht nur die Reduktion des Einsatzes toxischer Stoffe umfaBt, sondern eine
Verringerung des Stoffeinsatzes insgesamt gefordert ist, sollten alle Stoffe in diese Bilanzen
aufgenommen werden.

18 Siemens-Nixdorf wirbt bereits in der Bundesrepublik mit dem EPA-Symbol ('Der erste
serienmaBige Oko-PC"Siemens-Nixdorf, FAZ vom 24.11.1993, S. 10).

19 Januar 1991: 50; Januar 1992: 350; August 1992: 600.

20 109 Gebd&ude mit 46, 3 Mio. Square-Feet waren geprift worden. Bei etwa der Halfte der Fldiche
waren VerbesserungsmaBnahmen durchgefthrt worden, die zu Einsparungen von 40 - 70%
fUhrten und innerhalb eines Jahres bereits 30 - 60% der Investitionssumme durch verringerte
Energiekosten wieder eingebracht haben. Durch diese MaBnahmen wurden 35.2 Mio. Kilowatt-
Stunden eingespart (die Kosten der EinsparmaBnahmen lagen durchschnittlich bei 1 - 3 cents
pro eingesparter kWh). Die dadurch erzielten Emissionsverringerungen gibt die EPA mit 52.8 Mio
lbs an CO,, 449,692 an SO, und 193,833 an NOy an.

10
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Okologisch optimale und zugleich 6konomisch tragfahige Ldsungen zu finden. Hier kann von
staatlichen Stellen, aber auch von Seiten der Verbdnde und Kammern eine AnstoR- oder
Moderationsfunktion ausgeubt werden.

Ausgangspunkt fur die Anwendung ist die Uberlegung, daR es oftmals an einer zielgerichteten
Kommunikation zwischen Produktherstellern und den - gewerblichen - Anwendern mangelt.
Infolgedessen bleibt den Anwendern vielfach nichts anderes Ubrig, als eingefihrte Produkte in
"althergebrachter” Weise weiter zu verwenden, wahrend auf Seiten der Hersteller kein Anreiz
verspurt wird, Uber Alternatividsungen nachzudenken.

In den Vereinigten Staaten hat die EPA ein Programm unter dem Titel "'Design-for-the-Environment"*
initilert. Anders als in dem Green-Star-Programm sind Zielgruppe des "'Design-for-the-Environment''-
Programms vor allem kleinere und mittlere Unternehmen. Im Moment werden zwei Themenfelder
bearbeitet: Druckereien sowie Waschereien und Reinigungen.

Das Programm besteht jeweils aus drei Schritten. Zunachst wird anhand eines von der EPA
entwickelten Bewertungsschemas nach Substituten und Alternativen gesucht. Dabei werden Vertreter
der Unternehmen und der Kundenseite (Lieferanten, GroRkunden und Verbraucher) im Rahmen von
workshops an Problemdefinition, Erarbeitung und Umsetzung der Losung beteiligt. Die EPA wirkt
dabei einerseits als Moderator bzw. Katalysator, andererseits bringt sie fachliche Informationen in den
ProzeR ein.F1]

Im zweiten Schritt werden die gefundenen Losungen in breitem Umfang publiziert; schlieRlich werden
Anreize zur Umsetzung geschaffen.

Im Rahmen des Prozesses bei Druckereien geht es um den Einsatz weniger belastender Druck- und
Reinigungsmittel. Hier sind in Teilbereichen bereits Umstellungsoptionen entwickelt. Dies ist bis zu den
Versicherungsunternehmen durchgedrungen. Diese haben sich an die EPA gewandt, mit der Bitte, die
Informationen Uber Umstellungsoptionen an die Versicherungsmitarbeiter Weiterzugeben.E]

Die Vorgehensweise ist grundsatzlich fur alle Formen des Hersteller/Anwender-Verhaltnisses
anwendbar. Besondere Bedeutung hat es jedoch bei solchen Stoffanwendungen, bei denen auf
Hersteller- bzw. Anwenderseite eine Vielzahl von Akteuren vertreten sind. Hier sollte darauf geachtet
werden, dal’ von jeder relevanten Teilgruppe bzw. jedem Teilanwendungsbereich Vertreter an dem
Prozel? beteiligt werden. Die Anwendung dieser Vorgehensweise erscheint in hohem Male

21 Die von der EPA im Rahmen des Programms durchgefUhrten workshops entwickeln dabei,
nach den Aussagen der EPA, eine erstaunliche Dynamik. Die Lieferanten sind gezwungen, sich
dem Diskussionsprozess zu stellen, wenn sie nicht zukUnftige Mdarkte verlieren wollen.

22 Da ein Versicherungsmitarbeiter eine Vielzahl von Druckereien zu betreuen hat, erscheint eine
spezielle Schulung lohnend. Die EPA hat mittlerweile ein Handbuch erstellt, in dem die
Alternativen aufgezeigt werden.

11
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empfehlenswert.@ Dies gilt auch fir die Anwendung bei komplementéren Produktenﬁ sowie bei
mehrstufigen Herstellungsketten.

3. Lokale Umweltschutzvereinbarungen ("Good Neighbor Agreements")

Die sog. Good Neighbor Agreements, wie sie in den Vereinigten Staaten zunehmend Anwendung
finden,@ zielen darauf ab, auf lokaler Ebene 6konomisch und 6kologisch tragféhige Strategien fir
Unternehmen zu finden. An der Problemdefinition und Problemlésung sollen Vertreter des
Unternehmens, der betroffenen Arbeithehmer, der Nachbarschaft sowie aus Kommunalverwaltung
und Umweltorganisationen mitwirken, um so - in "guter Nachbarschaft" - dauerhaft lebensféhige
industrielle Strukturen zu schaffen.

Ahnliche Ansatze, die zum Teil starker auf den Umweltschutz zugeschnittene Ziele verfolgen, gibt es
auch in anderen Léandern. Zu nennen ist hier in erster Linie Japan, das diesbezilglich auf eine relativ
lange Tradition verweisen kann. Aber auch in Deutschland wird vereinzelt auf dieses Instrument
zurickgegriffen.

In den USA existieren eine ganze Reihe von Fallen, in denen durch lokale Vereinbarungen z.T. weit
Uber die gesetzlichen Anforderungen hinausgehende Verbesserungen des betrieblichen
Umweltschutzes verwirklicht wurden. Einige Beispiele sollen dies verdeutlichen:E9]

- Die Sheldahl Inc. in Northfield, Minnesota, schlofl3 im Jahre 1989 - unter Bertcksichtigung von
Forderungen der Anwohner - eine Vereinbarung mit der Gewerkschaft. Danach muf3 das
Unternehmen bis 1993 die Methylchlorid-Emissionen um 90% verringern; die Einsatzmenge soll
um 64% abnehmen. Die Vereinbarung verpflichtet die Firma, die Gewerkschaft und die
Kommune regelmaRig tber den Fortschritt bei der Umsetzung zu unterrichten. Die Firma hat
sich weiterhin verpflichtet, die Forschungen fir nichttoxische Alternativen zu diesem Stoff an die

23 Denkbar wdren derartfige Kooperationsprozesse bspw. zwischen:
- (Verpackungs-) Hersteller und Recycler;
- Druckereien und Papierfabriken (Deinking);
- Kommunale Beschaffer - Hersteller (Lackierung von Kommunalfahrzeugen)
- Pigment-/Farbenhersteller - Lackierer/Maler
- Baustoffhersteller - Architekten/Bauingenieure/Baufirmen.

24 |n Frage kommen z.B. folgende Produkt-/Anwendungsgruppen:
- Hersteller von Waschmaschinen/Waschmitteln
- Hersteller von Kopierern/Kopierpapier
- Hersteller von Lampen/Leuchten (Entwicklung gestalterisch ansprechender Einsatzgebiete
fUr Energiesparleuchten).

25 vgl. Lewis, Sanford (Good Neighbor Project for Sustainable Industries, Boston), Vortrag auf der
Second Annual Conference on Pollution Prevention, State of Minnesota, January 30, 1992.

26 Weitere Beispiele finden sich bei Lewis, (Fn. Fehler! Nur Hauptdokument); Abraham, Rick, ELNI-
Newsletter 1/94, p. 18 sowie Keenan, Tom (Senior Editor), Public Scrutiny, Industrial Safety &
Hygiene News, March 1993, p. 23, der von einer beginnenden Bewegung mit starker Triebkraft
spricht.

12



FOhr Proaktives unternehmerisches Handeln

erste Stelle der Prioritéatenliste fur Investitionen zu setzen. Bis 1992 wurden fur diese Forschung
bereits 2,5 Mio. US-Dollar ausgegeben.

- Die Robbins Company betreibt in Massachusetts eine Anlage zur Metall-
Oberflachenbehandlung. Durch starke Unterstiitzung aus der Arbeitnehmerschaft gelang es, die
Schlamm-Emissionen von 500 auf 1 galone im Jahr zu verringern. Ein gegen die Firma
eingeleitetes citizen-suit-Verfahren auf der Grundlage des Clean Water Act, durch das dem
Unternehmen Strafzahlungen von bis zu 30 Millionen US-Dollar drohten, wurde - nachdem die
Firma diesen Erfolg belegen konnte - von den klagenden Blrgergruppen nicht weiter verfolgt.

- Beiihrem Werk in Toms River, New Yersey, erzielte die Firma Ciba-Geigy eine Vereinbarung, die
eine Reihe seit langerem bestehende Streitpunkte regelt. Die Vereinbarung legt u.a. die Zahlung
einer GeldbuRe in H6he von 12,6 Millionen Schweizer Franken fest. Die Firma hat sich auRerdem
verpflichtet, 50 Mio. US-Dollar fur die Sanierung der Anlage zu investieren. Nach Einschatzung
des Unternehmens gibt die Vereinbarung "uns und den Anwohnern von Toms River die
Gewissheit, dal} die Sanierung der Anlage ohne Verzdgerungen in einer konstruktiven
Atmosphare abgeschlossen Wird."@

Far die starke Zunahme solcher Vereinbarungen sind verschiedene Faktoren verantwortlich. Zum einen
die Erfahrung, dal? Uber regulative Ansédtze nur vergleichsweise marginale Veranderungen zu
verzeichnen sind. Die gegenwartig auch in den USA spurbare 6konomische Krise hat zudem den Blick
dafir gescharft, dal die mangelnde internationale Wettbewerbsfahigkeit der US-amerikanischen
Industrie zu einem nicht unerheblichen Teil auf den sorglosem Umgang mit Rohstoffen und Energie
beruht. Ausgehend von dem konkreten Problemdruck vor Ort sollen daher die verschiedenen Gruppen
bei der Entwicklung dauerhaft tragféahiger Konzepte zusammenwirken.El

In Japan trug ebenfalls der hohe Problemdruck vor Ort, verbunden mit der in der japanischen Kultur
tief verwurzelten Tradition, Konflikte nicht in offener, gar gerichtlicher Auseinandersetzung zu l6sen,
zur Entstehung des Instruments bei. 1990 gab es etwa 30.000 Umweltschutzvereinbarungen zwischen
Unternehmen und Kommunalbehérden. Haufig sind auch Bilrgergruppen - beratend oder
mitentscheidend - an den Verhandlungen beteiligt. Dieses Instrument ist *generell als das wirksamste
Instrument der japanischen Umweltpolitik zu bezeichnen".@l Die hierin festgelegten Bestimmungen
sind in aller Regel strenger, teilweise sogar weitaus strenger, als die anderer Instrumente. Zugleich ist,
nicht zuletzt aufgrund des lokalen Bezuges, von einer hohen Vollzugseffektivitat auszugehen.

In der Bundesrepublik Deutschland wurden durch lokale Umweltschutzvereinbarungen meist konkrete
Konflikte im Zusammenhang mit Anlagengenehmigungsverfahren geltst. Der hohe Stellenwert, der in

27 Ciba-Geigy AG, Konzern-Umweltbericht 1992, Basel 1993, S. 18.

28 Lewis, Sanford J., Principles for Sustainable Industrial Development, International Society for
Ecological Economics Newsletter, October 1993, S. 1 ff.

29 Weidner/Rehbinder/Sprenger, Die Umweltpolitik in Japan: Ein Modell for die EG?, Ifo-
Schnelldienst Nr. 16/17 1990 (Sonderdruck), MUnchen 1990, S. 36 u. 38.

13
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Deutschland hoheitlicher Entscheidungsfindung@ beigemessen wird, verbunden mit einer anders
gelagerten Konfliktaustragungstradition hat bislang dazu gefiihrt, dafl dieses Instrument nur ein
Schattendasein fuhrt. In jingster Zeit scheint sich jedoch ein Wandel der Ansichten anzubahnen, wie
die folgenden Beispiele belegen.ﬁ

Die Firma Merck in Darmstadt verpflichtete sich 1983 in einem Vergleich, weitergehende
Emissionsminderungen an ihren kohlebetriebenen Feuerungsanlagen vorzunehmen. Die Hoechst AG
schloR 1986 einen Vergleichsvertrag mit der Behtérde und der lokalen Birgergruppe, durch den der
Bau einer Produktionsanlage fir das Pflanzenbehandlungsmittel '"Basta™ ermdoglicht wurde. Der
Vergleich sah u.a. eine Kompensationsldsung fir zusatzlich anfallenden Sondermiill, Untersuchungs-
und Dokumentationspflichten zur Verringerung der Reststoffentstehung sowie Informationspflichten
hinsichtlich der toxikologischen Eigenschaften des Wirkstoffs vor.]BEI

An verschiedenen Stellen werden mittlerweile auch in der Bundesrepublik Mediations-Verfahren mit
dem Ziel einer weitgehend konsensualen Lésung von Umweltkonflikten angewandt. Vielfach wird
dieses Instrument, welches im Ergebnis auf den Abschlufl einer lokalen Umweltschutzvereinbarung
abzielt, jedoch erst dann zum Einsatz gebracht, wenn die Auseinandersetzung ein relativ hohes
Konfliktpotential erreicht hat. Im rheinland-pfélzischen Landkreis Birkenfeld wird seit 1992 im Rahmen
von Firmenansiedlungen ein Burgerbeteiligungsmodell eingesetzt, das bereits im Vorfeld der
Ansiedlungsentscheidung ansetzt und Uber die Stufe des Genehmigungsverfahrens hinaus auch eine
“Nachkontrolle” wahrend des Probe- und Dauerbetriebs beinhaltet.F3] Darin kommt eine starker
prozeRhafte Sicht zum Ausdruck, die auf den Aufbau eines langfristig wirksamen Vertrauensverhaltnis
abzielt.

Zusammenfassend ist festzustellen, daf3 lokale Umweltschutzvereinbarungen in hohem Malie geeignet
sind, proaktive Innovationsprozesse in Unternehmen anzustoRen oder zu verstarken. Es empfiehlt sich
daher eine Férderung durch verschiedene MaRhahmen.

Die Widerstande in den Behoérden sollten durch geeignete SchulungsmaRnahmen abgebaut werden.
Abgeschlossene Vereinbarungen sollten durch Bundes- und Landesminister positiv aufgegriffen
werden.

30 In Form des "Verwaltungsaktes', der zumindest in Theorie einseitig von der Behdérde erlassen
wird, de facto aber vielfach das Ergebnis eines zweiseitigen Aushandlungsprozesses zwischen
Unternehmen und Behorde ist; unter VerstoB gegen das Kooperationsprinzip werden dabei
andere Betroffene aus der Entscheidungsfindung weitgehend ausgeklammert.

31 So hat die Hoechst AG, sensibilisiert durch die Reaktionen der Bevélkerung nach der Serie von
betrieblichen Stérungsfdllen im FrOhjahr 1993, mittlerweile gemeinsam mit der betroffenen
Bevdlkerung einen Nachbarschaftsrat ("Gespréchskreis Hoechster Nachbarn") eingerichtet.

32 Siehe dazu FUhr, in Winter, Offentlichkeit von Umweltinformationen, Baden-Baden 1990 sowie
ders., Sanierung von Industrieanlagen, DUsseldorf 1989, 56 ff.

33 FUhr/Sailer, BUrgerbeteiligungsmodell im Rahmen des OKOM-Parks im Landkreis Birkenfeld,
KGV-Rundbrief 4/92, S. 5 ff.
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Die Kommunen sollten sich aktiv in den Verhandlungsprozel? einschalten. Bei gréReren Kommunen
bietet sich die Einrichtung einer kommunalen Koordinierungsstelle an. Diese kann - als Form
kommunalen Verfahrensmanagements@- sowohl dazu beitragen, die kommunalen Interessen zu
artikulieren als auch einen Beitrag zum verbesserten Ablauf der Genehmigungsverfahren leisten.

Es sollte weiterhin versucht werden, die betroffenen Arbeithehmer zu beteiligen. Die Erfahrungen
zeigen, daR dies in erheblichem Umfang zur Freisetzung von Kreativitat in den Firmen beitragen kann.

Da die Beteiligung fir lokale Initiativen mit einem hohen Aufwand verbunden ist, sollten - zur
Gewahrleistung eines "fairen Verfahrens' und um das Gefihl, ""Uber den Tisch gezogen zu werden™
Zu vermeiden - zweckgebundene Fdrdermittel@ bereitgestellt werden, um den Initiativen eine
angemessene fachliche Unterstitzung zu gewahrleisten. Voraussetzung ist schlieBlich - das zeigen die
weit auseinanderklaffenden Erfahrungen in den USA und in Deutschland - eine zumindest anndhernde
"juristische Waffengleichheit™, was die Einraumung entsprechender Klagerechte ratsam erscheinen
lafRt.

4, Erfolgskontrolle

Um den Erfolg der Kooperationsprogramme zu belegen, aber auch um Bedenken gegen dieses
Instrument abzubauen, ist ein aussagekraftiges Monitoring der Ergebnisse vorzusehen. Es empfiehlt
sich, dies mit regelmaRigen Berichtspflichten der an dem Programm beteiligten Unternehmen zu
verbinden.

5. "Clean-Tech GmbH"

Ein weiterer Bereich, der flr Kooperationslésungen geeignet erscheint, ist die Umsetzung von
Investitionen in 'saubere Technologien'. Unternehmen und staatliche Firmen koénnten bei
Projektierung und Finanzierung zusammenarbeiten. Als Vorbild kénnen die zur Aktivierung von
Einsparpotentialen errichteten Energieagenturen der Bundeslander herangezogen werden.@l In
privatwirtschaftlicher Rechtsform - aber unter staatlicher Teilhaberschaft - beraten die Agenturen
interessierte  Unternehmen (Uber Energieeinsparpotentiale. Stellt sich heraus, da es auch
betriebswirtschaftlich gunstiger ist, in entsprechende Mallinahmen zu investieren, kdénnen die
Agenturen verschiedene Arten von Unterstlitzung anbieten. Unter anderem ist es denkbar, dafl die
Agentur notwendige MaRRnhahmen selbst auf Contractingbasis durchftihrt. Sie Ubernimmt in diesem
Fall die Planung, Durchfiihrung und Investition im Unternehmen. Zur Rickfinanzierung erhélt sie tber
eine gewisse Laufzeit einen Anteil aus den gesparten Energiekosten.

34 Beispielhaft ist hier die Koordinationsstelle Umweltschutz in Duisburg zu nennen; siche dazu
Heise/Holzapfel, Anlagenbezogender Umweltschutz - Eine Stadt nutzt ihre Méglichkeiten, Oko-
Mitteilungen 2/91, 34.

35 Im Unterschied zu klassischen "Verbandsférderung'.

36 Das Konzept des US-Bundesstaates Massachusetts enthdlt ein &hnlich strukturiertes "Product
Development"-Unternehmen.
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Zu Uberlegen ware, ob dieses Konzept auch auf MaRnahmen zur Reduzierung von Einsatzstoffen und
Reststoffen in Industrieunternehmen Ubertragen werden kénnte (Errichtung einer Clean-Tech bzw.
Product Development GmbH). Dazu muf} zunachst gepruft werden, ob die erforderlichen
okonomischen Rahmenbedingungen vorliegen bzw. geschaffen werden kdnnen. Die Aktivitaten einer
derartigen Agentur finden namlich dort ihre Grenzen, wo die erzielbaren Einsparerfolge unter
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht die Investitionskosten aufwiegen.

6. Rahmenbedingungen fur Kooperationslésungen

Far die Wirksamkeit von Kooperationsldsungen ist Voraussetzung, dall Uber das Vorgehen
Ubereinstimmung besteht. Problematisch wird die Umsetzung dann, wenn einzelne Akteure kein
eigenstandiges Interesse an der Verwirklichung der Vereinbarung haben, etwa weil sie durch deren
Nichterfiillung 6konomische Vorteile erlangen kénnen. Hier haben sich Kooperationslésungen nur
dann als tragfahig erwiesen, wenn die Mdglichkeit und Bereitschaft des Staates, notfalls mit den
Mitteln des Ordnungsrechts zu intervenieren, deutlich zutage tritt.

Weitere Grenzen kooperativer Ansatze sind dort zu sehen, wo es um die Abwehr von Gefahren oder
den Ausschlu konkreter Besorgnispotentiale geht. Hier kdnnen kooperative Ldsungen allenfalls
erganzend zu hoheitlichen Vorgaben eingesetzt werden.

Als ein wichtiger Schllissel zum Erfolg der dargestellten Programme ist anzusehen, da die jeweiligen
Firmenspitzen einbezogen werden. Hat der Chief Executive Officer das Memorandum of
Understanding unterzeichnet, steht er auch gegeniber der - firmeninternen wie externen -
Offentlichkeit fur die erfolgreiche Umsetzung des Programms ein. Proaktive Anséatze sollten daher - wo
immer mdoglich - die verantwortlichen Personen an der Spitze der betroffenen Firmen und nicht
lediglich den jeweiligen Branchenverband einbeziehen. Dies erhtht nicht nur den Grad der
Verbindlichkeit, sondern zugleich die unternehmensinternen Durchsetzungschancen.

Wo immer maglich, sollte weiterhin nach Gruppen gesucht werden, die von der Umsetzung eines
Kooperationsprogramms direkt profitieren. Dazu zéhlen im allgemeinen die Anbieter fortschrittlicher
Technologien und Dienstleistungen. Diese sollten als "Alliierte™ an dem Programm beteiligt werden.
Ihnen koénnen spezielle Aufgaben - etwa der spezifischen Weiterentwicklung einzelner Angebote oder
der Anwenderschulung - zugewiesen werden.

AuRerdem sollten andere gesellschaftliche Gruppen, die in der Lage sind, den Erfolg von
Kooperationsansatzen zu beeinfluBen, mit einbezogen werden. Dies verlangt eine Beteiligung vor
allem derjenigen, die fur die Aufnahme einer Kooperationsldsung unter den von der Umsetzung
betroffenen Kreisen sowie in der Offentlichkeit wichtig sind. Dazu zahlen im Regelfall die
Arbeitnehmer der betroffenen Unternehmen sowie die Umwelt- und Verbraucherverbande. Diese
Gruppen als "Unterstitzer' der Kooperation zu gewinnen, kann dem jeweiligen Programm
zusatzlichen "'Schwung" verleihen.
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Die von der EPA durchgefiihrten Programme sind bislang Uberwiegend auf Energie-Effizienz
zugeschnitten.@ Solange das ubrige Produkt-Design bzw. das Nachfrageverhalten nicht in Frage
gestellt wird, bleiben die Effekte - unter StofffluBgesichtspunkten betrachtet - relativ begrenzt.
Denkbar ist jedoch, in derartige Programme - neben der Energieeffizienz - auch andere Kriterien
aufzunehmen.f8]

Hinzuweisen ist auBerdem auf einen - von der EPA durchaus angestrebten - Nebeneffekt. Die (GroR3-)
Kunden sollen zu einem langfristigerem Denken bei Kaufentscheidungen bewegt werden. Dies
wiederum wird Hersteller und Handel dazu bewegen, entsprechende Angebote zu entwickeln.@

Insgesamt handelt es sich um einen durchaus erfolgversprechenden Ansatz, der auch im Rahmen des
StofffluBmanagements zum Einsatz kommen sollte. Der Einsatz des Instruments ist allerdings auf
Bereiche beschrankt, in denen sich Verhaltensanderungen *‘rechnen’, d.h. in absehbarer Zeit eine
Uber die Veranderungskosten hinausgehender 6konomischer Gewinn zu erzielen ist.

E. Okonomische Instrumente

Far das Verhalten von Unternehmen besitzen die 6konomische Randbedingungen einen hohen
Stellenwert, der mittlerweile auch in der 6ffentlichen Diskussion anerkannt wird. An dieser Stelle soll
lediglich auf eine interessante Weiterentwicklung des Modells der Umweltabgaben hingewiesen
werden: Das Abgaben-Subventionen-Konzept der schwedischen NOX-AbgabeFF_UI Mit diesem Ansatz
wird die politische Akzeptanz des Abgabeninstrumentes bei den Emittenten erhoht. Diese zahlen zwar
pro emittierter Schadeinheit ihre Abgabe, die aber in einen Fond fliet, aus dem die Abgabenzahler
jedes Jahr Ruckerstattungen erhalten. Die Rickerstattung richtet sich bei der NOx-Abgabe nach den
produzierten Kilowattstunden, so dal jeder Emittent einen Anreiz erhalt, seine Outputeinheiten
duchschnittlich mit weniger Emissionen zu produzieren als seine Mitanbieter.

Die NOx-Abgabe wird in Schweden als erfolgreiches Instrument zur Mengenreduzierung von NOy aus
stationdren Quellen angesehen. Die Emittenten schatzen besonders, dal? das Aufkommen nicht im
allgemeinen Haushalt verschwindet, sondern wieder an sie zuriickflief3t.

37 Die dort zu erzielenden hohen Erfolgsquoten gehen zu einem nicht unerheblichen Anteil auf
das Konto des relativ "sorglosen” Umgangs mit Energie in den USA zurUck.

38 In Frage kommen beispielsweise Langlebigkeit; Reparatur- und Nachrist-Méglichkeiten zu
angemessenen Kosten; deutlich verl@ngerte Garantiezeiten (siehe dazu oben lll A 3).

3?  Von hoher Bedeutung ist zudem die "Vermarktung" des Programms. Voraussetzung dafir ist
wiederum die Aufnahme von Berichtspflichten fUr die an dem Programm beteiligten Firmen.
Mit den auf diesem Weg gewonnenen Daten kénnen einzelne vorbildhafte Firmen - als "gutes
Beispiel" - offentlich dargestellt werden. AuBerdem lassen sich die oftmals aus vielen kleinen
Teilbeitrdgen bestehenden Erfolge des Programms besser darstellen.

40 vgl. Per Kageson, Economic Instruments in European Environmental Policy, Stockholm/Brissel
1993.
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Fur die Ubertragung dieses Konzeptes auf andere Schadstoffe ist das zentrale Problem, einen
gemeinsamen Nenner zu finden, nach dem die Rickerstattungen erfolgen, ohne dall der Anreiz zur
Reduzierung der Emissionen ganz oder teilweise aufgehoben wird. Hier besteht noch ein erheblicher
Forschungsbedarf.

F.  Haftungsrecht

Als ergadnzendes und flankierendes Instrument sowohl zum Ordnungsrecht als auch zu anderen,
starker an die Freiwilligkeit des Unternehmers appellierende proaktive Instrumenten, kommt dem
Haftungsrecht eine wichtige Funktion zu (unten 1.), die durch ein "risk-management™ der
Versicherungen noch verstarkt werden kann (2.).

1. Rechtliche Rahmenbedingungen

Die Wirksamkeit des Haftungsrechts und damit die Moglichkeit der verursachergerechten
Kosteninternalisierung hangt vor allem von der Anspruchsstellungs- und der Anspruchsdurchsetzungs-
wahrscheinlichkeit ab. Durch die Gestaltung des gesetzlichen Rahmens kann darauf Einfluf3
genommen werden.

Es wird deshalb empfohlen,@die Beweislastregeln zugunsten des Geschadigten weiter zu verbessern,
Umweltschéaden als ersatzfahige Schaden anzuerkennen und fir die Geltendmachung dieser Schaden
eine Klagebefugnis der Umweltverbande einzufUhren.El

Insgesamt darf die Wirkung des Haftungsrechts allerdings auch nicht Uberschatzt werden.
Haftungsrecht bleibt stets nur ein flankierendes Instrument. Dies gilt sowohl gegentber
Vorsorgeanforderungen, die sich aus dem Ordnungsrecht ergeben, als auch gegeniiber anderen
proaktiven MaRnahmen. Das Haftungsrecht dirfte auch bei unternehmerischen Entscheidungen nicht
in erster Linie bestimmend sein. Andererseits hat das Haftungsrecht eine grofie Breitenwirkung, denn
es erfaldt potentiell jedes Unternehmen.

41 Die EinfGhrung einer Kreditgeberhaftung (llender liability"), wie sie sich in  der
Altlastenrechtsprechung der USA entwickelt hat (vgl. R. Tom, Interpreting the Meaning of
Lender Management Participation Under Section 101(20)(A) of CERCLA, 98 The Yale Law
Journal, 925 (1985) sowie Gentry/Vollmann, Environmental Costs: Making Lenders Liable, 1
RECIEL (1992), 422) wird derzeit nicht empfohlen. Es sollte jedoch weiter untersucht werden, ob
es sinnvoll ist, den Geldinstituten im Zusammenhang mit der Kreditvergabe Hinweis-,
Informations- und Aufklarungspflichten Uber Umweltrisiken aufzuerlegen.

42 Gerade eine Verbandsklage ist im Hinblick auf die Verbesserung der préventiven Wirkung des
Haftungsrechts ein geeignetes Instrument. Sie kann die Wirksamkeit des Haftungsrechts
dadurch erhéhen, daB die Wahrscheinlichkeit steigt, tatséchlich im Fall der Schéadigung der
Umwelt in Anspruch genommen zu werden. Gegen einen beflrchteten MiBbrauch eines
solchen Klagerechts kbnnen gesetzliche Sicherungen eingebaut werden, die insbesondere die
Verwendung von Schadensersatzgeldern einer Zweckbindung unterwerfen.
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2. Versicherungen und "risk-management"

Ein Anreiz zu proaktivem Verhalten kann unter bestimmten Voraussetzungen auch von einer
Haftpflichtversicherung ausgehen. Dies kann zum einen durch die Pramiengestaltung, starker aber
durch sog. '‘risk-management' der Versicherungen erreicht werden. Gerade bei kleineren und
mittleren Unternehmen, die Uber kein Umweltmanagementsystem verfligen, kann die Beratung und
Risikobewertung durch den Versicherer zu einer Verbesserung der Risikoeinschatzung der eigenen
Aktivitdten und zu einer verstarkten Anstrengung zum Schutz der Umwelt beitragen. Es ist davon
auszugehen, daf’ durch eine strenge Umwelthaftung auch die Nachfrage nach Versicherungen steigen
wird und das Angebot der Versicherer an UmwelthaftpflichtpolicenEl weiter zunimmt. Staatliche
AufklarungsmaRnahmen Uber die Notwendigkeit und Moglichkeit einer
Umwelthaftpflichtversicherung kénnten fir kleinere und mittlere Unternehmen hilfreich sein. Dartber
hinaus sollten die Versicherer im Rahmen anderer proaktiver Instrumente, insbesondere bei
Hersteller/Nutzer-Kooperationen eingebunden, werden.

G. Umweltmanagement und umweltorientierte Unternehmensfihrung

Die Einflusse fast aller anderen proaktiven Ansdtze und Instrumente flieRen im
Umweltmanagementsystem zusammen. Unter Bertcksichtigung der Unternehmensziele und der
internen organisatorischen Vorgaben missen hier die von auen auf das Unternehmen wirkenden
Kréfte gebundelt und zugleich InnovationsanstdRe aus dem Unternehmen selbst verarbeitet werden.

1. Zielrichtung

Durch die Einrichtung eines Umweltmanagementsystems kann sichergestellt werden, dal die
betrieblichen  Informations- und  Entscheidungsstrukturen  die  rechtlich  verbindlichen
Umweltanforderungen beriicksichtigen. Jedes Unternehmen sollte daher, allein schon um die bereits
bestehenden Rechtspflichten zu erflillen, ein derartiges System einfihren.

Neben dieser Aufgabenstellung, die im Bereich des gesetzesabhdngigen - durchaus den
Vorsorgeaspekt umfassenden - Umweltschutzes anzusiedeln ist, kann eine weitergehende, auf die
freiwillige Forderung der Gemeinwohlverantwortung ausgerichtete Zielsetzung verwirklicht werden.
Durch die Aufnahme von Umweltanforderungen in die Unternehmensziele kdnnen entsprechende
Vorgaben formuliert und in die betriebliche Praxis umgesetzt werden. So kann beispielsweise das
Leitbild der "nachhaltig vertrdglichen Entwicklung” eine Orientierungsgrof3e fir unternehmerische
Entscheidungen werden. Allerdings reicht es nicht aus, dieses Ziel lediglich in allgemeiner,
proklamatorischer Form zu verfolgen; vielmehr muissen die Kriterien der Nachhaltigkeit auf die
Aktivitdten des Unternehmens angewandt werden. Auch wenn Uber die genaue Definition der
Kriterien gegenwartig noch kein Konsens besteht, so dirfte doch in vielen Féllen Einigkeit dartber

43 7u den Bedingungen der angebotenen Umwelthaftpflichtpolice s. Wagner, Die Zukunft der
Umwelthaftpflichtversicherung, Versicherungsrecht 1992, S. 261 ff.

19



FOhr Proaktives unternehmerisches Handeln

bestehen, in welche Richtung eine Veranderung zu erfolgen hat. Fir die hochentwickelten Lénder
bedeutet dies langfristig zweifellos eine drastische Verringerung des Stoff- und Energieumsatzes. Eine
Unternehmensfihrung, die sich dieser Herausforderung stellt, kann als umweltorientierte
Unternehmensfiihrung bezeichnet werden.

2. Wirkungsweise

Durch eine entsprechende Gestaltung der internen Ablaufe kénnen die Eigenkrafte des Unternehmens
in verstarkter Weise in Richtung auf Selbstverantwortung fur den Umweltschutz ausgerichtet werden.
Die interne Organisation mul3 in der Lage sein, einerseits die selbstgewahlten Zielsetzungen zu
verwirklichen und andererseits auf die von auf3en einwirkenden Signale zu reagieren.

Einen Rahmen fir ein derartiges System gibt die EG-Verordnung Uber Umweltmanagementsysteme
und die Umweltbetriebspriifung vor.El Auch wenn die EG-Verordnung als "Audit-Verordnung™
bekanntgeworden ist, liegt der zentrale Teil der Regelung in den Vorgaben fur das
Umweltmanagementsystem. Das Instrument der "Umweltbetriebspriifung™ (Oko-Audit™) steht und
fallt mit der Verkntpfung von Umweltmanagementsystem und Audit. Proaktive Wirkungen sind nur
zu erwarten, wenn dieses Zusammenspiel in adaquater Form ausgestaltet ist. Denn die betriebliche
Praxis wird durch Anwendung und Funktionsweise des Umweltmanagementsystems bestimmt.
Aufgabe des Audits ist es lediglich, Funktionalitat und Wirksamkeit des Umweltmanagementsystems
zu Uberprifen.

3. Weiteres Vorgehen

Die in der EG-Verordnung - in allgemeiner Form - getroffenen Festlegungen kénnen als Basis fUr eine
proaktive Ausrichtung der internen Ablaufe betrachtet werden. In der betrieblichen Praxis sind diese
allerdings mit Leben zu erflllen. Zudem muf3 eine fruchtbare Kommunikation und Kooperation mit
den Anspruchsgruppen innerhalb und auflerhalb des Unternehmens gewahrleistet sein. Sinnvoll
erscheint es daher, den Meinungsaustausch sowohl mit den Arbeitnehmern als auch beispielsweise
mit Anwohnern sowie Umwelt- und Verbraucherorganisationen kontinuierlich zu pflegen und, wo
madglich, auch einen institutionellen Rahmen hierftr zu finden.

Handlungsbedarf besteht hier in erster Linie auf Seiten der Unternehmen, die - soweit dies nicht
bereits geschehen ist - ihre Managementsysteme entsprechend ausrichten und gemeinsam mit den
Anspruchsgruppen Kommunikationsforen eréffnen sollten. Auf Seiten der Anspruchsgruppen verlangt

44 7um System der EG-Verordnung siehe bspw. Répenack, Adolf von, Die Bedeutung des Oko-
Audits fUr die Industrie, Vortrag anldBlich der Jahrestagung 1993 des Leichtmetall-
Fachausschusses der Gesellschaft Deutscher MetallhUtten und Bergleute, 29.10.1993, Berlin;
KraB, G., Das Oko-Audit-System als Managementsystem zur Umweltbetriebsprifung,
Elektrizit@tswirtschaft 1993, 1337; FUhr, Umweltmanagement und Umweltbetriebsprifung, NVwZ
1993, 858 - 861 sowie ders. Betriebsorganisation als Element proaktiven Umweltschutzes,
Jahrbuch des Umwelt- und Technikrechts 1993, 145 - 178.
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dies die Bereitschaft, sich auf einen derartigen ProzeR3 einzulassen. Diese Bereitschaft durfte
grundsatzlich vorhanden sein. Noch bestehende Bedenken koénnen durch den Nachweis der
Ernsthaftigkeit des unternehmerischen Anliegens abgebaut werden.

Unternehmensbefragungen zeigen, ""dal} die Mdglichkeiten eines offensiven Umweltmanagements
von den bundesdeutschen Unternehmen bei weitem noch nicht ausgeschopft Werden."El Hier
besteht ein erhebliches Entwicklungspotential, dessen Ausschdpfung Voraussetzung fir die Nutzung
der damit verbundenen unternehmerischen Chancen ist.

Far Unternehmen, die sich frihzeitig auf diesen Weg begeben und proaktive Strategien umsetzen,
sind nach Einschatzung von DIW und RWI "'sehr schnell'* - neben einer Verbesserung sog. weicher
Faktoren, wie etwa eine hthere Attraktivitat bei der Einstellung von Nachwuchskraften sowie einer
besseren Motiviation der Mitarbeiter - eine Reihe von materiellen Vorteilen verbunden:f9]

- Sie kbnnen Pioniergewinne abschopfen.

- Es kénnen Erfahrungen gesammelt (learning by doing) und diese in Form weiterer Innovationen
umgesetzt werden.

- Die rasche Umsetzung dieser Erfahrungen in die Produktions- und Produktplanung kann schnell
in die Zone der Kostendegression fiihren.

- Eine langfristige Bestandssicherung, die in Zukunft ohne Bericksichtigung von
Umweltschutzbelangen nicht mehr gewaéhrleistet sein wird, kann eher als bei anderen
Unternehmen erreicht sein, so daf3 sich Pionierunternehmen eher als ihre Konkurrenten auf die
zukinftigen umweltbezogenen, aber auch anderen Herausforderungen (z.B. internationaler
Wettbewerb) konzentrieren kénnen.

Die genannte Untersuchung stellt weiter fest, dal? Unternehmen die langfristig geplante und offensiv
angelegte Strategien verfolgen und hierbei zukinftige Umweltschutzanforderungen rechtzeitig
beriicksichtigen, "bereits heute eine steigende Wertschatzung ihrer Produkte bzw. ihres
Unternehmens, aber auch eine positive Entwicklung der traditionellen betriebswirtschaftlichen
ErfolgsmeRziffern - des Gewinns, der Rentabilitat bzw. der Effektivitat” - verzeichnen.F/] Diese
Einschatzung wird durch die Erfahrungen im internationalen Rahmen bestétigt.@

45 DIW/RWI, Umweltschutz und Industriestandort (UBA-Berichte 1/93), Berlin 1993, S. V sowie S. 141
unter Verweis auf eine Befragung durch Dr. Wieselhuber & Partner (Okologie-Management als
strategischer Erfolgsfaktor, MUnchen 1992).

46 DIW/RWI (Fn. Fehler! Nur Hauptdokument), S. 142.
47 DIW/RWI (Fn. Fehler! Nur Hauptdokument), S. V.

48 Siehe etwa die Bestandsaufnahme der Erfahrungen mit dem  Einsatz  von
Umweltmanagementsystemen in den Niederlanden, s. Someren, v./v. d. Kok (KPMG
Milieu/IVA), Bedrijffsmilieuorgsystemen - Tussenevaluatie 1992, Den Haag/Tilburg 1993.
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Aktive Hilfestellungen von Seiten der Verbédnde und Kammern, aber auch der 6ffentlichen Hand sind
in diesem Bereich vor allem fir kleinere und mittlere Unternehmen erforderlich. Hier sind Losungen,
die auf die speziellen Bedurfnisse zugeschnitten sind, zu entwickeln.

Lohnenswert erscheint es zudem, die innerbetrieblichen Hemmnisse, die einer Einfihrung und
Umsetzung von offensiven Umweltmanagementssystemen entgegenstehen, zu analysieren und aus
dieser organisationssoziologischen Betrachtung Empfehlungen fiir gezielte innerbetriebliche Strategien
zu suchen.f9]

Nach einer Ubergangszeit sollte gepriift werden, ob eine verpflichtende Einfiihrung von
Umweltmanagementsystemen vorgenommen wird. Dies sollte nicht in Form einer sanktionsbewehrten
Pflicht, sondern eher in Form einer Obliegenheit geschehen. Eine besondere behdrdliche
Uberwachung erscheint - vorausgesetzt die Validierung durch die Umweltgutachter erfolgt
zufriedenstellend - entbehrlich. Vielmehr sollte die Einhaltung der Verpflichtung zum Aufbau eines
Umweltmanagementsystems und dessen regelmafiiger Auditierung in bestehende Strukturen, etwa
den Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, integriert werden.

IV. Fazit

Wenn die Chancen proaktiver Strategien im Rahmen der Stoffstromsteuerung eingeschétzt werden
sollen, ist von folgender Uberlegung auszugehen:

Die Politik hat die Aufgabe, einerseits Freirdume fir Innovationen zu schaffen; andererseits muid
sie aber auch sicherstellen, dafl diese Freirdume tatsachlich in Richtung auf einen deutlich
verstarkten Umweltschutz genutzt werden.

Werden Wege, die erkanntermalien in Sackgassen fihren, verschlossen, eréffnet dies zugleich neue
Entwicklungspfade. Unternehmen, die derartige Entwicklungen vorwegnehmen, erlangen
Wettbewerbsvorteile, die sich auch 6konomisch auszahlen. Durch die Gestaltung entsprechender
Rahmenbedingen mussen daher Innovationsanreize geschaffen und mit Steuerungsimpulsen versehen
werden, die die Beriicksichtigung der Umweltanforderungen gewahrleisten. Nur soweit diese
Voraussetzung erfullt ist, kdnnen proaktive Ansétze erfolgreich umgesetzt werden. In den
okonomischen Randbedingungen liegen daher zugleich die Grenzen proaktiver Instrumente.

Aus der Vielzahl der betrachteten Ansatze und Instrumente sollen im folgenden diejenigen benannt
werden, bei denen weiteres, auch gesetzgeberisches Handeln vordringlich erscheint:

47 |n diesem Zusammenhang sollte auch Uber die Ausgestaltung betriebsinterner Lenkungs- und
Steuerungssysteme nachgedacht werden. So wdare zu prufen, in welcher Weise das
Unternehmen auf Mitarbeiter reagiert, die - u.U. auch gegen kurzfristige betriebswirtschaftliche
Rationalitét - auf der Einhaltung von Umweltanforderungen bestanden haben. Hier ware zu
fragen, in welcher Weise die "Firmenkultur' zu gestalten ist, damit derartiges Verhalten
angeregt und honoriert wird.
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1. Umweltinformationen als "Konigsweg des Umweltschutzes":

Andere Marktteilnehmer mussen in die Lage versetzt werden, ihre Entscheidungen anhand von
Umweltkriterien auszurichten. Dies verlangt die Schaffung von "'Stoffstromregistern™, die die
Umweltbelastungen, die von der Produktion und von den Produkten hervorgerufen werden,
jedenfalls fur die wichtigsten Stoffe und Produkte dokumentieren. Wie die Erfahrungen in den
USA zeigen, ist eine nutzerfreundliche Aufbereitung auf EDV sowie ein einfacher Zugang zu den
Daten des Registers unabdingbar.

Erganzend ist eine entsprechende Kennzeichnung der Produkte zu verlangen, die es den
privaten, aber auch den gewerblichen Verbrauchern gestattet, entsprechende
Verhaltensdénderungen vorzunehmen.

2. Umweltrechnungslegung als  Voraussetzung fur  eine umweltorientierte
Entscheidungsfindung:
Die Umweltrechnungslegung ist Voraussetzung sowohl fir die externe Umweltinformation als
auch fir die Dbetriebsinterne Ausrichtung der Entscheidungsfindung anhand von
Umweltkriterien. Entscheidend ist hier die Integration von Umweltwirkungen in die Phase der
Produktentwicklung und -gestaltung, was durch den Einsatz 6kobilanzierender Betrachtungen -
maglichst verknipft mit der betrieblichen Kostenrechnung - geftrdert wird. Hier ist eine
Forderung derartiger Ansatze notwendig.
AuRerdem sollte - nach dem Vorbild des US-Bundesstaates Massachusetts - eine integrierte
Verminderungskonzeption unter  Einschlufl von Dokumentations-, Planungs- und
Berichtspflichten sowie von Hilfestellungen durch anwendungsorientierte Forschung und
Beratung, ergéanzt durch spezifische Finanzierungsinstrumente erarbeitet werden.

3. Umweltmanagementsystem als Obliegenheit der Unternehmen:

Sowohl fir die Einhaltung zwingender gesetzlicher Vorschriften, noch mehr aber fir die
Umsetzung innovationsorientierter Unternehmensstrategien ist die Einrichtung eines
Umweltmanagementsystems erforderlich. Uber das freiwillige System der EG-Verordnung zu
Umweltmanagementsystemen und zur Umweltbetriebspriifung (**Oko-Audit™) hinausgehend,
sollte der Einsatz eines derartigen Organisationssystems gesetzlich angeordnet werden.
Allerdings sollte die Umsetzung nicht durch Behérden im Einzelnen kontrolliert werden; vielmehr
sollte die Pflicht in Form eine Obliegenheit verankert werden.

Die Erfahrungen aus den Niederlanden und den USA zeigen zudem, dal} die Arbeithnehmer, aber
auch andere Anspruchsgruppen des Unternehmens, etwa die Nachbarschaft oder Umwelt- und
Verbrauchergruppen, aktiv einzubeziehen sind, wenn das Umweltmanagementsystem
erfolgreich arbeiten soll.

4. Okonomische Randbedingungen als conditio sine qua non fir langfristig tragfahige
betriebliche Konzepte:
Der Staat mull daflir Sorge tragen, dal umweltorientierte Innovationen sich auf dem Markt
durchsetzen kdnnen. Hierzu missen sowonhl

- ordnungsrechtliche Instrumente (Stoffverbote, Ricknahmepflichten, Anforderungen an die
Entsorgung),

23



FOhr Proaktives unternehmerisches Handeln

- im engeren Sinne Okonomische Instrumente (Abgaben, moglichst verknipft mit einer
direkten Forderung innovativer Unternehmen) als auch

- privatrechtliche Instrumente (Haftungsrecht, Verlangerung der gesetzlichen Garantiezeiten
far Produkte)

zum Einsatz kommen. Auf diese Weise werden Felder fir Innovationen erdffnet, deren
Erschlieung die Herausforderung zukinftigen unternehmerischen Handelns darstellt.

5. Offnung fir Kooperationen als Mittel, die spezifischen Starken der einzelnen Akteure
zum Tragen zu bringen:
In den bundesdeutschen Behdrden, aber auch in den Unternehmen regiert noch vielfach die
preuBische "Geheimratsmentalitat".@ Gleichzeitig ist bei allen bundesdeutschen Akteuren eine
gewisse '‘Staatsfixierung' festzustellen; dem gilt es, eine Stérkung kooperativer Ansatze
entgegenzustellen. Allerdings darf das Kooperationsprinzip nicht in seiner falsch verstandenen,
auf das Zusammenwirken von Industrie und Staat begrenzten Form zum Einsatz kommen.
Vielmehr missen andere gesellschaftliche Gruppen (Verbraucher, Umweltorganisationen,
Arbeitnehmer) an dem ProzeRR beteiligt werden. Ein hoher Stellenwert kommt zudem der
Erfolgskontrolle (*"Monitoring™) der Kooperationsergebnisse zu. Dies ist zugleich eine wichtige
Aufgabe der vorgeschlagenen Stoffstromregister.
Besonders hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang *‘Hersteller/Nutzer-Kooperationen™
(**Design-for-the-Environment'*) sowie lokale Umweltschutzvereinbarungen.

6. Gezielte Forderung der Vertretung von Gemeinwohlinteressen:

Um Gesundheits-, Umwelt- und Nachweltschutz im Konzert gesellschaftlicher Krafte eine
starkere Stimme zu geben und zu einer Balance gesellschaftlicher Interessenvertretung
beizutragen, ist eine gezielte und durchaus - gegentiber den Vertretern von Partikularinteressen
- einseitige Forderung notwendig. In Verwirklichung des Demokratieprinzips 1aBt sich durch eine
Gegenmachtbildung eine gemeinwohlorientierte Entscheidungsfindung ermdglichen. Geférdert
werden sollte die Beteiligung an Kooperationslosungen auf den verschiedensten Ebenen, von
lokalen Umweltschutzvereinbarungen bis hin zur Mitwirkung an Normungsprozessen. Hierzu
sind die gesetzlichen Mdglichkeiten zu schaffen. Die Finanzierung sollte - in Anwendung des
Verursacherprinzips - weitestgehend durch diejenigen erfolgen, die fir die umweltbelastende
Aktivitat, die Gegenstand der Kooperation ist, verantwortlich sind.

SchlieBlich ist darauf hinzuweisen, dal die beschriebenen Erfolge proaktiven Handelns einzelner
Akteure ohne einen gesamtgesellschaftlichen BewuRtseinswandel nicht vorstellbar waren. Demgemafd
sollten die Instrumente generell darauf ausgerichtet sein, diesen Bewultseinswandel weiter voran zu
treiben, was vor allem eine aktive Beteiligung der Offentlichkeit erfordert. Tendenzen, die auf eine
Zurtickdrangung okologischer Birgerrechte gerichtet sind, wirken hier kontraproduktiv.

0 So der Prasident des Umweltbundesamtes, v. Lersner, in dem Referat "Okologische
Marktwirtschaft im vereinten Europa" vor dem Baden-Wirttembergischen F.D.P.-Parteitag aus
AnlaB der Informationspolitik nach der Storfallserie bei der Hoechst AG im FrUhjahr 1993, vgl.
FAZ vom 15.03.1993.
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Zu betonen ist abschlieRend der hohe Stellenwert, der der Umweltbildung beizumessen ist. Dies gilt
fur alle Phasen der Bildung, sei es im Schul- oder Vorschulalter, in der beruflichen Ausbildung und in
den Hochschulen sowie in der betrieblichen und aul3erbetrieblichen beruflichen Weiterbildung. Alle
gesellschaftlichen Gruppen sind aufgerufen, ihre Anstrengungen auf diesem Feld zu verstarken.

Auch wenn all diese Veradnderungen in absehbarer Zeit realisiert sein sollten, stehen noch
Umstrukturierungen groflen AusmalRles bevor. Es ist daher Hans Kindler, Mitglied der Konzernleitung
der Ciba-Geigy AG, zuzustimmen, der auf die Frage, welches die grésste langfristige Herausforderung
fur das Unternehmen auf dem Gebiet Umweltschutz sei, antwortete:PI]

Auf allen Ebenen unseres Unternehmens zu definieren, was nachhaltige Entwicklung heute und
in Zukunft bedeutet, und dieses Ziel in unsere Unternehmensplanung zu integrieren.

Ziel der politischen Uberlegungen muR es sein, fur Unternehmen und Branchen ékonomievertrégliche
und damit gangbare '‘Pfade™ zu einer nachhaltigen Wirtschaft zu schaffen.EI Gleichzeitig ist
allerdings dafiir Sorge zu tragen, dal? die Selbststeuerungsfahigkeit der Gesellschaft erhalten bzw.
gestarkt wird. Eine moglichst weitgehende Transparenz sowie die Kooperation mit allen
gesellschaftlichen Anspruchsgruppen sind dafiir Voraussetzung.

S1 Konzern-Umweltbericht, Basel 1992, S. 19.

52 Dyllik, Thomas/Belz, Frank: Okologie und Wettbewerbsfahigkeit von Unternehmen und
Branchen in der Schweiz, Konzeption eines Forschungsprojekts des Schweizerischen
Nationalfonds, Institut for Wirtschaft und Okologie an der Hochschule St. Gallen, Schweiz, April
1993,S. 6
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Summary

If the objective is to be pursued to reduce resource consumption and materials-related environmental
impacts to a level that we can term as a sustainable and environmentally compatible economy, then
this goal must be implanted into the "'innovation motor** of industry. Other than in the case of end-of-
pipe pollution control, which is generally restricted to shifting the problems from one medium to
another, this reorientation of economic activity cannot be ordered from above, by decree™. The
central issue is rather to stimulate the very own interest of the companies to pursue environmental
protection activities going beyond their statutory obligations.

This contribution presents instruments capable of providing such stimulation. These so-called proactive
strategies are discussed on the basis of a broad-based international survey and assessed with regard to
their efficacy. The conclusions derived from this can partly be implemented by companies of their own
accord, but in part also require altered statutory frameworks: Put in general terms, the objective must
be to, on the one hand, leaving enough leeway for innovative behaviour, while, on the other hand, set
sufficiently clear control signals. Transparency of the environmental effects and cooperation with the
different social groups are key elements of proactive strategies.
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Anmerkungen

Der Aufsatz geht zuriick auf eine Studie, die der Verfasser - unter Mitarbeit von Ass. jur. Betty
Gebers und Dr. iur. Gerhard Roller (Environmental Law Network International/Oko-Institut e.V.,
Buro Darmstadt) sowie von Dipl.-Volksw. Kilian Bizer, KéIn - im Auftrag der Enquéte-Kommission
""Schutz des Menschen und der Umwelt"" des Deutschen Bundestages erstellt hat.

27



Verzeichnis der

Beitrdge und Studien

Verzeichnis der Sofia-Diskussionsbeitrage und Sofia-Studien

Sofia-Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse (ISSN 1437-126X)

Die Beitrdge sind gegen Rechnung (20 DM) per e-mail [bizer@fbsuk.fh-darmstadt.de]
oder per Post erhéltlich [Sofia, Haardtring 100, 64295 Darmstadt]. Die meisten Dis-
kussionsbeitrdge sind auch auf der Internetseite von Sofia als pdf-Datei verfiigbar.

2000

Martin Fihr: Okonomisches Prinzip und juristische Rationalitét - Ein Beitrag zu den
Grundlagen interdisziplinarer Verstandigung, Sofia-Diskussionsbeitrage zur Institu-
tionenanalyse, Darmstadt, Nr. 00-1.

Kilian Bizer/Martin Fuhr: Die VerhaltnisméaRigkeit emissionsmindernder MaRnahmen
fur organische Losemittel in Farben und Lacken, Sofia-Diskussionsbeitrédge zur Insti-
tutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 00-2.

Martin Fuhr: Grundlagen juristischer Instiutionenanalyse - Das ¢konomische Modell
menschlichen Verhaltens aus der Perspektive des Rechts, Sofia-Diskussionsbeitrage
zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 00-3.

Martin Fihr: Gefahrguttransporte - Schnittstellen zu Anlagensicherheit und Arbeits-
schutz, Sofia-Diskussionsbeitrdge zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 00-4.

Cornelia Becker: Steuerhinterziehung und Habitus, Sofia-Diskussionsbeitrdge zur Insti-
tutionenanalyse, Nr. 00-5.

1999

Kilian ~ Bizer: Die  Okonomik der  VerhaltnismaRigkeitspriifung,  Sofia-
Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 99-1.

Cornelia Becker: Kinder- und Jugendschutz in der Werbung - eine Analyse von 100
Kinderzeitschriften, Sofia-Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse, Darmstadt,
Nr. 99-2.

Markus Riehl: Rechtliche Rahmenbedingungen der Integration Schwerbehinderter in
die Arbeitswelt, Sofia-Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr.
99-3.

Martin Fiihr: Okonomisches Prinzip und Verfassungsrecht - Eine juristische Sicht Sofia-
Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 99-4.,



Verzeichnis der

Beitrdge und Studien

Cornelia Nicklas: Die Verwendung von Lésemitteln als Lackbestandteile und in Drucke-
reien, Sofia-Diskussionsbeitrdge zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 99-5.

Kilian Bizer: Anreizstrukturen der Akteure beim Kinder- und Jugendschutz in der Wer-
bung, Sofia-Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 99-6.

Markus Spiwoks (Hrsg.): Venture Capital (mit Beitrdgen von Oliver Hein, John P.
McDonough und Markus Spiwoks, Sofia-Diskussionsbeitrage zur Institutionenana-
lyse, Darmstadt, Nr. 99-7.

1998
Martin FOhr: Das Gebot gegenseitiger Ricksichthahme - Renaissance eines
Rechtsprinzips?, Sofia-Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr.

98-1.

Martin Fuhr: Rationale Gesetzgebung - Systematisierung der Anforderungen und
exemplarische Anwendung, Sofia-Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse,
Darmstadt, Nr. 98-2.

Kilian Bizer: Individuelles Verhalten, Institutionen und Responsives Recht, Sofia-
Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 98-3.

Markus Spiwoks: Intermediationstheorie der Vermogensverwaltung — Verstéarkte Kun-
denbindung durch Berlicksichtigung individueller Transaktionskosten, Sofia-
Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 98-4.

Kilian Bizer: Voluntary Agreements - cost-effective or just flexible to fail?, Sofia-
Diskussionsbeitrage zur Institutionenanalyse, Darmstadt, Nr. 98-5.



Verzeichnis der

Beitrage und Studien

Sofia-Studien zur Institutionenanalyse (ISSN 1439-6874)

Die Studien sind gegen Rechnung (40 DM) per e-mail [bizer@fbsuk.fh-darmstadt.de]
oder per Post erhiltlich [Sofia, Haardtring 100, 64295 Darmstadt]. Zusammenfassun-
gen in deutscher und englischer (z.T. auch in franzésischer) Sprache finden sich auf
der Internetseiteﬂ/on sofia.

Martin FUhr unter Mitarbeit von Kilian Bizer, Betty Gebers, Gerhard Roller: Institutio-
nelle Bedingungen zur Forderung proaktiver Strategien - Vergleichende Analyse
internationaler Ansatze im Bereich des Umweltverhaltens von Unternehmen, Sofia-
Studien zur Institutionenanalyse Nr. 99-1, Darmstadt 1999, 191 S. (ISBN 3-
933795-15-X).

Martin FUhr unter Mitarbeit von Uwe Brendle, Betty Gebers, Gerhard Roller: Produkt-
bezogene Normen in Europa zwischen Binnenmarkt und Umweltschutz - Reform-
bedarf aus der Sicht des Verfassungs- und des Europarechts, Sofia-Studien zur In-
stitutionenanalyse Nr. 99-2, Darmstadt 1999, 146 S. (ISBN 3-933795-14-1).

Peter Andres und Markus Spiwoks: PrognosegitemalRe, State of the Art der statisti-
schen Ex-post-Beurteilung von Prognosen, Sofia-Studien zur Institutionenanalyse
Nr. 00-1, Darmstadt 2000, 57 S. (ISBN 3-933795-22-2).

Sonderforschungsgruppe Institutionenanalyse (sofia), Haardtring 100,
64295 Darmstadt, Fon +49 6151 168735, Fax +49 6151 168925

e-mail: pizer@fbsuk.fh-darmstadt.de;|http://www.fbsuk.fh-darmstadt.de/sofia]



mailto:bizer@fbsuk.fh-darmstadt.de;
http://www.fbsuk.fh-darmstadt.de/sofia
http://www/fbsuk.fh-darmstadt.de/sofia

	Zusammenfassung
	I.	Einleitung
	II.	Präzisierung des Begriffs "proaktive Strategien"
	III.	Proaktive Ansätze im internationalen Vergleich
	A.	Bedingungen der Vermarktung
	1.	Vergleichende Werbung
	2.	Umweltzeichen
	3.	Gesetzliche Garantiezeiten

	B.	Ermittlung und Bewertung produktbezogener Umweltwirkungen
	1.	Betriebliche Umweltrechnungslegung
	2.	Produkt-Ökobilanzen und Produktlinienanalysen
	3.	Weiteres Vorgehen

	C.	Externe Umweltinformation
	1.	Zielsetzung und Bedeutung
	2.	Stoffbezogene Mitteilungspflichten

	D.	Kooperationen
	1.	Kooperationen auf Firmenebene ("Green Star")
	2.	Hersteller/Nutzer-Kooperation ("Design-for-the-Environment")
	3.	Lokale Umweltschutzvereinbarungen ("Good Neighbor Agree˜ments")
	4.	Erfolgskontrolle
	5.	"Clean-Tech GmbH"
	6.	Rahmenbedingungen für Kooperationslösungen

	E.	Ökonomische Instrumente
	F.	Haftungsrecht
	1.	Rechtliche Rahmenbedingungen
	2.	Versicherungen und "risk-management"

	G.	Umweltmanagement und umweltorientierte Unternehmensführung
	1.	Zielrichtung
	2.	Wirkungsweise
	3.	Weiteres Vorgehen


	IV.	Fazit
	Summary
	Anmerkungen

